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1. PROBLEMSTELLUNG

Die Siedlungsstruktur bestimmt die kantonale Politik für die 
Gestaltung des Siedlungsnetzes. Einzig das Kantonszentrum 
und die Regionalzentren werden vom Kanton definiert. Den 
Regionen obliegt es, auf der Grundlage der im kantonalen 
Richtplan festgelegten Kriterien in ihren regionalen Richtplänen 
die eigene Siedlungsstruktur und die interkommunalen Zentren 
zu definieren.

Das vorgeschlagene Verfahren unterscheidet sich vom alten 
kantonalen Richtplan. 1987 war jeder Gemeinde des Kantons 
eine Rolle gegeben worden. Der neue kantonale Richtplan will der 
regionalen Planung hinsichtlich der Definition des Siedlungsnetzes 
einen grösseren Spielraum lassen, indem er den Regionen die 
Definition der interkommunalen Ebene überlässt.

Das vorgeschlagene Siedlungsnetz ist nicht nur das Ergebnis einer 
statistischen Untersuchung, sondern auch ein zukunftsgerichtetes 
Projekt. Die im vorliegenden Kapitel vorgestellten Grundsätze 
dienen zum einen als Grundlage für die kantonale Politik in 
Sachen Erschliessung und öffentliche Infrastrukturen, zum anderen 
als Rahmen für die übrigen Planungen, die vom Kanton, den 
Regionen und den Gemeinden durchgeführt werden.

Die vorgeschlagene Siedlungsstruktur, in Verbindung mit dem glo-
balen Verkehrskonzept, orientiert sich am vernetzten Städtesystem, 
das der Bund in seinen «Grundzügen der Raumordnung Schweiz» 
definiert hat. Darin wird das Streben nach einer nachhaltigen 
Entwicklung und haushälterischen Bodennutzung vorgeschlagen, 
das heisst nach einer harmonischen Raumentwicklung, die auf 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Erfordernisse Rücksicht 
nimmt.

Die Definition der neuen Siedlungsstruktur beruht hauptsächlich auf 
den beiden Grundlagenstudien «Strukturen und sozio-ökonomische 
Entwicklung des Kantons» und «Festlegung der Siedlungszentren 
des Kantons Freiburg».

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Die Siedlungsstruktur sucht folgende Ziele zu erreichen:
· Sicherung einer kantonal ausgeglichenen Entwicklung für die 

Zentren von gleicher Bedeutung.

· Anerkennung einer gewissen Hierarchie unter den 
Ortschaften.

· Aufrechterhaltung der nationalen Rolle des Kantonszentrums 
und der regionalen Rolle der Regionalzentren.

· Vermeidung einer unkontrollierten Streuung der Siedlungsgebiete 
über das ganze Kantonsgebiet.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

· Der Kanton hat mit den Regionen das Kantonszentrum und 
die Regionalzentren festgelegt.

· Der kantonale Richtplan nennt die Kriterien, die von den 
interkommunalen Zentren zu beachten sind.

· Die interkommunalen Zentren werden durch die regionalen 
Richtpläne bestimmt.

Siehe auch:

Siedlungskonzept und Kriterien 
zur Bemessung der 
Bauzonengrösse;

Siedlung und Bewirtschaftung 
der Bauzone auf lokaler Ebene;

Öffentlicher Verkehr;

Kantonales Strassennetz;

Spitäler; Schulbauten und 
Sporthallen;

Arbeitszonen und grosse 
Verkehrserzeuger

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle:
Bau- und Raumplanungsamt

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
AfU, TBA, ABA, VEA, EKSD, 
GesA, HBA, GemA

Andere Kantone:

BE, VD

Bund:
ARE, BUWAL, ASTRA, BAV

Andere Stellen:
Regionalverbände, 
Verkehrsunternehmen
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Kriterien für die Zugehörigkeit zum Kantonszentrum und zu 
den Regionalzentren:

· Zugehörigkeit zur alten Siedlungsstruktur (massgebliches 
Kriterium).

· Baulicher Zusammenhang mit der Zentrumsgemeinde oder 
Potenzial zur Aufnahme der dem Zentrum dienenden Tätigkeiten 
oder Einrichtungen.

· Bereitstellung von Dienstleistungen und Ausstattungen mindestens 
für einen Bezirk.

Definition des Kantonszentrums:

· Der Perimeter des Kantonszentrums wird aufgrund des definitiven 
Perimeters und der Statuten der Agglomeration überprüft 
werden.

· Als höchste Stufe der Siedlungshierarchie ist das Kantonszentrum 
das bedeutendste administrative, politische und wirtschaftliche 
Zentrum des Kantons.

· Das Kantonszentrum ist zudem durch seine guten Anschlüsse 
an das nationale Verkehrsnetz und durch seine Funktion als 
Mittelpunkt des kantonalen Verkehrsnetzes gekennzeichnet.

· Der Mehrheit der Bevölkerung des Kantonszentrums steht in 
weniger als 250 m Entfernung eine Haltestelle des öffentlichen 
Verkehrs zur Verfügung. Der Mindesttakt der Kurse beträgt 
15 Minuten.

· Aufgrund seiner guten Erreichbarkeit hat ein solches Zentrum 
grundsätzlich die Aufgabe, dem gesamten Kanton die 
Ausstattung und Dienstleistungen zu bieten, die im Kantonsgebiet 
aus finanziellen Gründen nicht vermehrt oder aus Gründen 
der Leistungs- und Funktionsfähigkeit nicht aufgeteilt werden 
können.

· Das Kantonszentrum ist Teil des vernetzten Städtesystems 
Schweiz.

· Das Kantonszentrum dient zugleich als Regionalzentrum für 
den Saanebezirk.

· Das Kantonszentrum besteht aus den Gemeinden Freiburg, 
Givisiez, Granges-Paccot, Marly, Villars-sur-Glâne, Corminboeuf 
und Tafers (diese einzig für ihr an das Wohngebiet der 
Gemeinde Freiburg anstossende Wohngebiet).

Definition der Regionalzentren:

· Als zweite Stufe der Siedlungshierarchie ist das Regionalzentrum 
das bedeutendste administrative, politische und wirtschaftliche 
Zentrum des Bezirks.

· Das Regionalzentrum ist durch seine Funktion als wichtiger 
Knotenpunkt des kantonalen Verkehrsnetzes gekennzeich-
net.

· Das Regionalzentrum ist mit dem Kantonszentrum, den 
übrigen Regionalzentren bzw. den Regionalzentren von 
Nachbarkantonen über eine kantonale Hauptstrasse verbun-
den.

· Das Regionalzentrum verfügt über gute Verkehrsverbindungen 
mit dem Kantonszentrum oder einem gleichwertigen Zentrum 
ausserhalb der Kantonsgrenzen. Der Mindesttakt der Kurse 
beträgt 60 Minuten. Die Fahrtzeiten zwischen den Bahnhöfen 
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der Regionalzentren und des Kantonszentrums sollten in der 
Nähe jener des motorisierten Privatverkehrs liegen.

· Aufgrund seiner guten Zugänglichkeit hat ein solches Zentrum im 
Prinzip die Aufgabe, dem gesamten Bezirk die Ausstattung und 
Dienstleistungen zu bieten, die in dessen Gebiet aus finanziellen 
Gründen nicht vermehrt oder aus Gründen der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit nicht aufgeteilt werden können.

· Die Regionalzentren bestehen aus folgenden Gemeinden:

Broye: Estavayer-le-Lac, Lully und Sévaz. Dieses 
Regionalzentrum bildet ein Doppelzentrum mit 
jenem von Payerne im Kanton Waadt;

See: Murten, Meyriez/Merlach, Muntelier und 
Courgevaux;

Sense: Düdingen und Tafers (Gebiete, die nicht zum 
Kantonszentrum gehören);

Greyerz: Bulle, Riaz, La Tour-de-Trême, Morlon und 
Vuadens;

Glane: Romont und Billens-Hennens;

Vivisbach: Châtel-St-Denis.

Definition und Kriterien des interkommunalen Zentrums:

· Als drit te Stufe der Siedlungshierarchie ist das interkom-
munale Zentrum ein Zentrum für die Dienstleistungen und 
Erschliessungen, die einem Teilsektor des Bezirks zur Verfügung 
stehen.

· Das interkommunale Zentrum kann durch eine oder meh-
rere Gemeinden gebildet werden. Im letzteren Fall ist die 
Zentrumsgemeinde zu bezeichnen; diese hat ebenfalls die 
weiter unten festgelegten Kriterien zu erfüllen.

· Das interkommunale Zentrum oder die von ihm erschlossene 
Region umfasst einen Bevölkerungsmindestbestand von ca. 
1500 Einwohnern.

· Das interkommunale Zentrum besitzt einen guten öffentlichen 
Verkehrsanschluss an ein Regionalzentrum, das Kantonszentrum 
oder ein wichtiges Siedlungszentrum eines anderen Kantons 
(Verbindung im Stundentakt).

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

· Die Realisierung neuer öffentlicher Einrichtungen und 
Infrastrukturen hat zur Erhaltung der Rolle des Kantonszentrums 
sowie der regionalen und interkommunalen Zentren beizutra-
gen.

· Die Kriterien für die Bemessung der Bauzonengrösse unter-
scheiden sich je nach der Rolle, die vom Kantonszentrum sowie 
von den regionalen und interkommunalen Zentren ausgeübt 
wird.

· Die Bauzonenreserven für neue spezifische Nutzungen, wie 
Arbeitszonen oder Zonen von allgemeinem Interesse, müssen im 
Kantonszentrum bzw. in den regionalen oder interkommunalen 
Zentren liegen.

· Die Einrichtung von Arbeitszonen von kantonaler Bedeutung in 
interkommunalen Zentren ist den im Thema «Arbeitszonen und 
grosse Verkehrserzeuger» des kantonalen Richtplans erwähnten 
Kriterien unterworfen.



T S. 4   

1.  S i e d l u n g s s t r u k t u r

01.07.2002

1.  S i e d l u n g s s t r u k t u r

T S. 5   01.07.2002

· Das Kantonszentrum sowie die regionalen und interkommunalen 
Zentren liegen an Verkehrsachsen, die in der Planung des 
öffentlichen Verkehrs zu Hauptachsen erklärt wurden.

· Das Kantonszentrum sowie die regionalen und interkommunalen 
Zentren liegen an Kantonalstrassen, die in der gleichnamigen 
Planung festgelegt wurden.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
· Prüft und genehmigt die Vorschläge der Regionen für die 

Abgrenzung der interkommunalen Zentren oder für Änderungen 
beim Kantonszentrum und bei den Regionalzentren.

· Realisiert öffentliche Einrichtungen oder prüft Vorschläge 
zur Realisierung privater Erschliessungen auf der Grundlage 
der Standorts- und Koordinationsgrundsätze der Siedlungs-
struktur.

· Prüft die in den Ortsplanungen enthaltenen Vorschläge auf 
der Grundlage der oben erwähnten Grundsätze.

· Kann anstelle der Regionen die interkommunalen Zentren 
definieren, sobald die vorgesehene Frist von 5 Jahren abge-
laufen ist und wenn diese Definition für die kantonale Planung 
erforderlich ist.

Die Regionen:
· Bestimmen die interkommunalen Zentren in einem Zeitraum von 

5 Jahren nach Genehmigung des kantonalen Richtplans.

· Können Anpassungen der Abgrenzung des Kantonszentrums 
und der Regionalzentren vorschlagen, wenn dabei die oben 
erwähnten Zugehörigkeitskriterien zu diesen Zentren erfüllt 
bleiben.

Die Gemeinden:
· Arbeiten für ihre Ortsplanung zusammen, wenn sie zum 

Kantonszentrum, zu einem Regionalzentrum oder zu einem 
interkommunalen Zentrum gehören.

Die Nachbarkantone:
· Informieren sich über den Stand und die anzustrebende 

Entwicklung ihrer jeweiligen Besiedlung.

· Unterstützen die von den Regionen und Gemeinden unternom-
menen Schritte zur Realisierung von interkantonalen öffentlichen 
Einrichtungen und Arbeitszonen von interkantonaler Bedeutung 
oder zur Verbesserung der öffentlichen Verkehrsverbindungen 
zwischen Zentren, die in Nachbarkantonen liegen und dazu 
beitragen, die für die anzustrebende Siedlungsentwicklung 
festgelegten Ziele und Grundsätze zu erfüllen.

· Unterstützen die von den Regionen und Gemeinden unternom-
menen Schritte zur Abgrenzung regionaler oder interkommunaler 
Zentren, die zu mehreren Kantonen gehören.
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4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Kantonale Grundlagen

· Jede vom Kanton erstellte Sachplanung oder jedes kantonales 
Vorhaben, die sich auf das Siedlungsnetz oder wichtige öffent-
liche Erschliessungen auswirken, hat die Ziele und Grundsätze 
der Siedlungsstruktur zu beachten.

Regionale Studien

· Die Festlegung interkommunaler Zentren oder Anpassungs-
vorschläge für das Kantonszentrum und die Regionalzentren 
sind mittels eines im Sinne des Raumplanungs- und Baugesetzes 
erstellten regionalen Richtplans vorzunehmen.

· Interkantonale oder interregionale öffentliche Einrichtungen, 
Arbeitszonen von interkantonaler oder interregionaler Bedeutung 
oder Verbesserungsvorschläge für den interregionalen 
Verkehr müssen in den betroffenen regionalen Richtplänen 
Berücksichtigung finden.
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